
Clemens 'Thoma

Das Sündenregıster
Stetig steigender internationaler Druck lastet se1lt 1995 auf der Schweiz.
Dieses sıch selbst als z1emlich unschuldig, tapfer, sauber und antıhitlerisch
beurteijlende Land habe während des /7weıten Weltkriegs übelste finanz-
und wirtschaftspolitische Kumpaneı mıiıt der Nazı-Diktatur getrieben.
)as verbrecherische Hıtler-Regime habe old AUsS$ den Zentralbanken der
überfallenen Länder geraubt. Aufßerdem habe CS eıne orofße Menge prıva-
Ften Geldes besonders AaUus jJüdıschem Besıtz konfisziert. twa Tonnen
old alleın AUS nıederländıschem, besonders jüdıschem Privatbesitz dürt-
ten in die Schweiz eingeführt worden se1In. „Eın och traurıgeres Kapıtel
1STt das ‚ Totengold‘ A4US Konzentrationslagern; CS 1ST nıcht einzusehen, W CS-

halb Deutschland darauf verzichtet haben sollte, A4US Zahnfüllungen un
c ]Eheringen gefertigte Goldbarren 1n die Schweiz auszuführen.

Die Schweizerische Nationalbank betätigte sıch als old- und eld-
waschanlage. Vermutlich gelangte während des Krıeges old 1m Wert VO

mındestens _ Milliarden Franken in dıe Schweiz. Von OFrt wurden 478
Millionen och während des Krıeges andere Nationalbanken weıterge-
leitet. Das Nazi-Raubgold wurde 1ın die Schwei7z verschoben, und die
schweizerischen Bank-Verantwortlichen bezahlten mıt Franken Ha
Rappen. Das old selbst verkauften sS1€e MI1t eichtem Gewınn ach FAis-
sabon, London, Skandinavıen e In diesem Zusammenhang wırd VO

1kalen Beschuldigern das schwerste Geschütz aufgefahren: Idie Schweiz
habe mıt ıhrer Gold-Politik den / weıten Weltkrieg verlängert und se1
mıtschuldıig der VO den Nazıs befohlenen und durchgeführten Kır
mordung VO Mıllionen VO Menschen, besonders ab denJahren 947/43
Als Kronzeuge dafür wırd der Präsiıdent der Deutschen Reichsbank,
Funk, zıtlert. aut dessen Erklärung hätte das Deutsche Reich 1b 1943

Thomas Maıssen ın der Neuen Zürcher Zeıtung Sept 1996: 1mM Februar 1997 kam der
ANZZ-Eokus“ heraus: „Schatten des 7 weıten Weltkriegs, Nazigold un! Schoa-Gelder
Opfter als Ankläger“ Darın 1st der Artikel VO  a Maıssen nachgedruckt: „Die Natıonal-
bank 1MM Gegenwind. Die Lieferungen VO  - deutschem Raubgold in die Schweiz“. Die me1-
sSten Informationen tür diesen Artıikel habe iıch dem NZ7Z-Fokus entnommMeEnN.
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keine W €e1 Monate hne Devisenzutuhr AUS der Schweiz auskommen
können. Der Deutschen Reichsbank die eigenen Goldreserven
tatsächlich spatestens 1943 au  (=201 Das VO ıhr 1in den etzten
Kriegsjahren aUSZESECELIZLE old WAalr re1l Vierteln, Zzuerst in der Ische-
choslowake:ı, iın Osterreic und spater besonders 1ın Holland und Belgien,
gestohlen worden.
Neben der Geldpolitik erhält auch die Wırtschaftspolitik der Schweiz
schlechte Noten. Aus reiner Gewinnabsıicht habe die Schweiz hochwer-
tige Präizısiıonsınstrumente, Flugzeugbestandteıle, Fernsteuerungspro—
STAMMINC EIeE Nazıdeutschland gelietert. Dıiese Dınge für die
deutsche Kriegsführung unentbehrlich.
Schon alter, bekannter und 7A88 Teıl VO der Schweizer Bevölkerung be-
reıts anerkannt, sınd weıtere schwere Versiumnıisse und Aktionen der
Schweiz VOT und während des Krıieges. Schon VOL Kriegsbeginn wurde
VO Bern AaUusSs der deutschen Regierung der SOZENANNLE Judenstempel
empfohlen. Dann tolgte dıie -«Das=Boot=st=volkPolitik<. dıe die Abriege-
lung der Schweiz bzw. die Zurückweisung der Flüchtlinge AaUuUs dem Nazı-
reich ermöglıchte. Tausende besonders Jüdinnen und Juden wurden
der Grenze abgewıesen und damıt 1ın den Tod getrieben. Grenzwaächter,
die Flüchtlinge 1n die Schweiz schmuggelten (Z Hauptmann Paul (S11-
nınger), wurden bestraft. Peinlich nımmt sıch heute auUs, da{ß die
schweizerisch-jüdıschen Organısationen selber finanzıell für jüdische
Flüchtlinge bzw. für deren Weiterkommen SOTSCH muften. Di1e Eidge-
nossenschaft ahm sıch 1Ur der nichtjüdischen Flüchtlinge
All das 1St eıne teilweise erst vermutfet Geschichte der Furcht, des
Kleinmuts und der geistigen Enge Diese Geschichte wırd
orell und kontextlos die Oberftläche gespült. Man hat auf SCHNAUC
Untersuchungen und auf AUSSCWOSCHIC Geschichtsurteile warten

Uberhitzte Atmosphäre
Besonders seıtdem der damalıge schweizerische Bundespräsident Jean-
Pascal Delamuraz Jahresende 1996 VO eıner „Lösegeld-Erpressung“
selıtens „Jüdischer und anderer Kreıse AUS dem Ausland“ gesprochen hat,
sind die Tage des Entsetzens, der Rechtftfertigung der Polemik, der Pau-
schalen Vorwürte und der Besinnung angebrochen. Die Schweiz gleicht
derzeıt eiınem geschlossenen Raum, 1n dem sıch penetranter Benzingeruch
ausbreitet Ul'ld INan daher nıcht weılß, ob eın Streichhol-z gefahrlos aNSC-
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zündet werden darf Eıinerseıts annn die undurchsichtige und aufgewühlte
Szenerı1e ZEL Vorzeichen einer spateren Katharsıs werden, eıner
klärenden Läuterung der schweizerischen Identität. Andererseıts breıtet
sıch bel Beobachtern und Verantwortlichen dıe ngst VOIL der siıch HE CI-

hebenden Hydra des Antısemitismus ALS. Es W arZFrösteln, als in Zei-
LuUunNgenN VO eıner „beispiellosen iınternatıonalen Dreckkampagne Ju-
iıschem Dıiıktat neutrales and  CC die Rede W Al.

Im Maäarz 1997 Wr iıch eiıne Woche lang in Osterreich. Dort wurden MI1r
mehrmals die „Protokolle der Weısen VO Zion  CC die Nase gehalten.
Das Beispiel Schweiz zeıge CTHEUT; da{f dıe Juden die Weltherrschaft pla-
HC 7Zweımal wurde MIr eın 1994 1n Ungarn publiziertes Buch ber dıe
angeblichen weltverschwörerischen Aktıivıtäten der Juden und der Fre1-
LEHALHTET ezeıgt. aut diesem Buch Nl NYıe bewıiesen worden, da{fi die APro
okolle“ unecht selen. Aufßerdem sSEe1 GsS unvorstellbar, da{fß Präsıdent Clin-
LOn seıne Macht hne die Juden auszuüben vermoge.
In der chweiz yab 1mM Eersten Quartal 1997 eıne Unmenge VO Appel-
len, Manıtesten, Leserzuschriften, Vortragen, Diskussionsrunden EtiE
ber die Beurteilung der Schweiz als Kollaborateurin Hıtlers, als tapfere
Verteidigerin der Freıiheıt, als judenabweisende Clique der als schwe1-
gende, turchtsame, gewinnsüchtige und die Wahrheit verheimlichende
Natıon. Die Veranstaltungen endeten oft MIt eiınem Eklat Jemand eNLT-

hüllte se1ne Bankenfreundlıichkeıit, seıne Bewunderung für die wehrhafte
Schweıiz, se1ın judenteindliches der judenbegeistertes Herz. Oft
1eSs 1Ur Wiıchtigtuereien!

Mahnungen, Aufrufe und Versprechungen
Am Januar 1997/ vab die christlich-jüdische Arbeitsgemeinschaft der
Schweiz Federführung des retormierten Pftarrers Georges Braun-
schweig die Erklärung „Unrecht und Wahrhaftigkeit“ heraus. Es gehe
” e1in hlares Bekenntnis FA& nnvoreingenommenen‚ wahrhaftıgen Auseın-
andersetzung mıl Jener Phase der Schweizer Geschichte,zündet werden darf. Einerseits kann die undurchsichtige und aufgewühlte  Szenerie zum Vorzeichen einer späteren Katharsis werden, d. h. zu einer  klärenden Läuterung der schweizerischen Identität. Andererseits breitet  sich bei Beobachtern und Verantwortlichen die Angst vor der sich neu er-  hebenden Hydra des Antisemitismus aus. Es war zum Frösteln, als in Zei-  tungen von einer „beispiellosen internationalen Dreckkampagne unter jJü-  dischem Diktat gegen unser neutrales Land“ die Rede war.  Im März 1997 war ich eine Woche lang in Österreich. Dort wurden mir  mehrmals die „Protokolle der Weisen von Zion“ unter die Nase gehalten.  Das Beispiel Schweiz zeige erneut, daß die Juden die Weltherrschaft pla-  nen. Zweimal wurde mir ein 1994 in Ungarn publiziertes Buch über die  angeblichen weltverschwörerischen Aktivitäten der Juden und der Frei-  maurer gezeigt. Laut diesem Buch sei nie bewiesen worden, daß die „Pro-  tokolle“ unecht seien. Außerdem sei es unvorstellbar, daß Präsident Clin-  ton seine Macht ohne die Juden auszuüben vermöge.  In der Schweiz gab es im ersten Quartal 1997 eine Unmenge von Appel-  len, Manifesten, Leserzuschriften, Vorträgen, Diskussionsrunden etc.  über die Beurteilung der Schweiz als Kollaborateurin Hitlers, als tapfere  Verteidigerin der Freiheit, als judenabweisende Clique oder als schwei-  gende, furchtsame, gewinnsüchtige und die Wahrheit verheimlichende  Nation. Die Veranstaltungen endeten oft mit einem Eklat: Jemand ent-  hüllte seine Bankenfreundlichkeit, seine Bewunderung für die wehrhafte  Schweiz, sein judenfeindliches oder judenbegeistertes Herz. Oft waren  dies nur Wichtigtuereien!  3. Mahnungen, Aufrufe und Versprechungen  Am 14. Januar 1997 gab die christlich-jüdische Arbeitsgemeinschaft der  Schweiz unter Federführung des reformierten Pfarrers Georges Braun-  schweig die Erklärung „Unrecht und Wahrhaftigkeit“ heraus. Es gehe um  „ein klares Bekenntnis zur unvoreingenommenen, wahrhaftigen Ausein-  andersetzung mit jener Phase der Schweizer Geschichte, ... die wie keine  andere das Selbstverständnis vieler Schweizerinnen und Schweizer bis  heute bestimmt. Vor der historischen Aufklärung des politischen, sozialen,  juristischen und wirtschaftlichen Verhaltens der offiziellen Schweiz in den  Jahren 1933-1945 ... vermögen die bis heute beanspruchten Leitbilder des  Selbstverständnisses einer humanen, gerechten, offenen, aufrichtigen  Schweiz nicht zu bestehen.“ Dann weist die Erklärung auf die „unaufge-  FrRu NF 3/1997  163die TO1E heine
andere das Selbstverständnıs m»eler Schweizerinnen und Schweizer hıs
heute bestimmt. Vor der historischen Aufklärung des politischen, soztalen,
Jurıstischen und wirtschaftlichen Verhaltens der offiziellen Schweiz In den
Jahrenzündet werden darf. Einerseits kann die undurchsichtige und aufgewühlte  Szenerie zum Vorzeichen einer späteren Katharsis werden, d. h. zu einer  klärenden Läuterung der schweizerischen Identität. Andererseits breitet  sich bei Beobachtern und Verantwortlichen die Angst vor der sich neu er-  hebenden Hydra des Antisemitismus aus. Es war zum Frösteln, als in Zei-  tungen von einer „beispiellosen internationalen Dreckkampagne unter jJü-  dischem Diktat gegen unser neutrales Land“ die Rede war.  Im März 1997 war ich eine Woche lang in Österreich. Dort wurden mir  mehrmals die „Protokolle der Weisen von Zion“ unter die Nase gehalten.  Das Beispiel Schweiz zeige erneut, daß die Juden die Weltherrschaft pla-  nen. Zweimal wurde mir ein 1994 in Ungarn publiziertes Buch über die  angeblichen weltverschwörerischen Aktivitäten der Juden und der Frei-  maurer gezeigt. Laut diesem Buch sei nie bewiesen worden, daß die „Pro-  tokolle“ unecht seien. Außerdem sei es unvorstellbar, daß Präsident Clin-  ton seine Macht ohne die Juden auszuüben vermöge.  In der Schweiz gab es im ersten Quartal 1997 eine Unmenge von Appel-  len, Manifesten, Leserzuschriften, Vorträgen, Diskussionsrunden etc.  über die Beurteilung der Schweiz als Kollaborateurin Hitlers, als tapfere  Verteidigerin der Freiheit, als judenabweisende Clique oder als schwei-  gende, furchtsame, gewinnsüchtige und die Wahrheit verheimlichende  Nation. Die Veranstaltungen endeten oft mit einem Eklat: Jemand ent-  hüllte seine Bankenfreundlichkeit, seine Bewunderung für die wehrhafte  Schweiz, sein judenfeindliches oder judenbegeistertes Herz. Oft waren  dies nur Wichtigtuereien!  3. Mahnungen, Aufrufe und Versprechungen  Am 14. Januar 1997 gab die christlich-jüdische Arbeitsgemeinschaft der  Schweiz unter Federführung des reformierten Pfarrers Georges Braun-  schweig die Erklärung „Unrecht und Wahrhaftigkeit“ heraus. Es gehe um  „ein klares Bekenntnis zur unvoreingenommenen, wahrhaftigen Ausein-  andersetzung mit jener Phase der Schweizer Geschichte, ... die wie keine  andere das Selbstverständnis vieler Schweizerinnen und Schweizer bis  heute bestimmt. Vor der historischen Aufklärung des politischen, sozialen,  juristischen und wirtschaftlichen Verhaltens der offiziellen Schweiz in den  Jahren 1933-1945 ... vermögen die bis heute beanspruchten Leitbilder des  Selbstverständnisses einer humanen, gerechten, offenen, aufrichtigen  Schweiz nicht zu bestehen.“ Dann weist die Erklärung auf die „unaufge-  FrRu NF 3/1997  163vermogen dıe hıs heute beanspruchten Leitbilder des
Selbstverständnisses einer humanen, gerechten, offenen, aufrichtigen
Schweiz nıcht bestehen. CC Dann weIlst die Erklärung auf die »>; unaufge-
rRu NF 3/1997 163



arbeitete Vergangenheıit“ der Schweiz hın, I7 dıe wäahrend der Kriegsjahre
WaAaYr bereit WUAN, bedrohte Mılitärpersonen aufzunehmen, aber jüdischen
Zivilflüchtlingen, dıearbeitete Vergangenheit“ der Schweiz hin, „die während der Kriegsjahre  zwar bereit war, bedrohte Militärpersonen aufzunehmen, aber jüdischen  Zivilflüchtlingen, die ... direkt von Mord und Totschlag durch Unrechtsre-  gimes und ıihre Mittäter bedroht waren, die Anerkennung als politisch  Verfolgte verweigerte. In diesem Zusammenhang bricht der sonst weitge-  hend abseits der Öffentlichkeit wirkende Antisemitismus durch. Schwei-  zer Judenfeinde fühlen sich in solcher Stimmung offenbar ermutigt, ihren  verkrampften Haß anonym und teilweise öffentlich auszuleben ... Der  Druck zur Klärung von Unrecht und zur Überwindung falscher Bilder  kommt jetzt von außen ... Die damaligen Opfer und ihre noch lebenden  Angehörigen dürfen keinesfalls erneut in die ihnen nicht zukommende  Rolle der Urheber gestoßen werden. Es gehört zu den grundlegenden  Spielregeln einer Demokratie, daß Betroffene und Geschädigte ihre  Rechte einklagen, sich selbst für ihr Ansehen wehren und darin ernstge-  nommen werden.“ Weitgehend im Geiste von „Unrecht und Wahrhaftig-  keit“ äußerten sich von Januar bis März 1997 fast alle kirchlichen Ge-  meinschaften der Schweiz. Die Schwerpunkte der meisten Dokumente  liegen in der Aussage, daß keine Form von Judenfeindschaft, Fremden-  feindschaft oder Rassenfeindschaft mit dem christlichen Glauben verein-  bar ist und daß die Schweiz sich der historischen Wahrheit stellen und sich  entsprechend läutern muß.  Einen noch nachhaltigeren Eindruck als die christlichen Erklärungen  machte das Manifest politischer Linkskreise vom 21. Januar 1997. Bereits  der Untertitel verrät den energischen Ton: „ Wir, die unterzeichnenden  Schweizerinnen und Schweizer, Einwohnerinnen und Einwohner dieses  Landes, fühlen uns von keiner jüdischen Organisation unter Druck ge-  setzt, jedoch vom Verhalten der schweizerischen Banken und des schwei-  zerischen Bundesrates diskreditiert.“ Die Unterzeichner verlangen im  Haupttext eine volle Distanzierung der Regierung von den Aussagen von  Bundesrat Delamuraz. Sie klagen ferner die Banken an, die nach 50 Jahren  seit Kriegsende „immer noch so tun, als ob die Rolle des Finanzplatzes  Schweiz als Helfer und Hehler für die Nazis nicht längst bekannt wäre“.  Dann kommen die Verfasser auf das politische, gesellschaftliche und kul-  turelle Versagen der Schweiz zu sprechen: auf den Judenstempel, der  deutschen Behörden eingeflüstert worden ist, auf Beschönigungen und  Entstellungen der Geschichte seit 1933, auf antisemitische Tendenzen in  der Schweiz und auf die Pflicht zur Zurückgabe von Gestohlenem oder  menschenfeindlich Erwirtschaftetem.  164  FrRu NF 3/1997direkt VO  s Mord und Totschlag durch Unrechtsre-
gımes un ıhre Maıttäter edroht ‘9 dıe Anerkennung als politisch
Verfolgte verweıgerte. In diesem Zusammenhang bricht der weıtge-
hend abseıts der Offentlichkeit wirkende Antısemiait1ismus durch Schwei-
zer Judenfeinde fühlen sıch In solcher Stiımmung offenbar ermutigt, ıhren
verkrampften Hafs ANLOTLYIN und teilzweiıse öffentlich auszulebenarbeitete Vergangenheit“ der Schweiz hin, „die während der Kriegsjahre  zwar bereit war, bedrohte Militärpersonen aufzunehmen, aber jüdischen  Zivilflüchtlingen, die ... direkt von Mord und Totschlag durch Unrechtsre-  gimes und ıihre Mittäter bedroht waren, die Anerkennung als politisch  Verfolgte verweigerte. In diesem Zusammenhang bricht der sonst weitge-  hend abseits der Öffentlichkeit wirkende Antisemitismus durch. Schwei-  zer Judenfeinde fühlen sich in solcher Stimmung offenbar ermutigt, ihren  verkrampften Haß anonym und teilweise öffentlich auszuleben ... Der  Druck zur Klärung von Unrecht und zur Überwindung falscher Bilder  kommt jetzt von außen ... Die damaligen Opfer und ihre noch lebenden  Angehörigen dürfen keinesfalls erneut in die ihnen nicht zukommende  Rolle der Urheber gestoßen werden. Es gehört zu den grundlegenden  Spielregeln einer Demokratie, daß Betroffene und Geschädigte ihre  Rechte einklagen, sich selbst für ihr Ansehen wehren und darin ernstge-  nommen werden.“ Weitgehend im Geiste von „Unrecht und Wahrhaftig-  keit“ äußerten sich von Januar bis März 1997 fast alle kirchlichen Ge-  meinschaften der Schweiz. Die Schwerpunkte der meisten Dokumente  liegen in der Aussage, daß keine Form von Judenfeindschaft, Fremden-  feindschaft oder Rassenfeindschaft mit dem christlichen Glauben verein-  bar ist und daß die Schweiz sich der historischen Wahrheit stellen und sich  entsprechend läutern muß.  Einen noch nachhaltigeren Eindruck als die christlichen Erklärungen  machte das Manifest politischer Linkskreise vom 21. Januar 1997. Bereits  der Untertitel verrät den energischen Ton: „ Wir, die unterzeichnenden  Schweizerinnen und Schweizer, Einwohnerinnen und Einwohner dieses  Landes, fühlen uns von keiner jüdischen Organisation unter Druck ge-  setzt, jedoch vom Verhalten der schweizerischen Banken und des schwei-  zerischen Bundesrates diskreditiert.“ Die Unterzeichner verlangen im  Haupttext eine volle Distanzierung der Regierung von den Aussagen von  Bundesrat Delamuraz. Sie klagen ferner die Banken an, die nach 50 Jahren  seit Kriegsende „immer noch so tun, als ob die Rolle des Finanzplatzes  Schweiz als Helfer und Hehler für die Nazis nicht längst bekannt wäre“.  Dann kommen die Verfasser auf das politische, gesellschaftliche und kul-  turelle Versagen der Schweiz zu sprechen: auf den Judenstempel, der  deutschen Behörden eingeflüstert worden ist, auf Beschönigungen und  Entstellungen der Geschichte seit 1933, auf antisemitische Tendenzen in  der Schweiz und auf die Pflicht zur Zurückgabe von Gestohlenem oder  menschenfeindlich Erwirtschaftetem.  164  FrRu NF 3/1997Der
Druck ZUAN: Klärung VO  Rn Unrecht UN ZÜY Überwindung falscher Bılder
bommit jetzt IC  S& au/senarbeitete Vergangenheit“ der Schweiz hin, „die während der Kriegsjahre  zwar bereit war, bedrohte Militärpersonen aufzunehmen, aber jüdischen  Zivilflüchtlingen, die ... direkt von Mord und Totschlag durch Unrechtsre-  gimes und ıihre Mittäter bedroht waren, die Anerkennung als politisch  Verfolgte verweigerte. In diesem Zusammenhang bricht der sonst weitge-  hend abseits der Öffentlichkeit wirkende Antisemitismus durch. Schwei-  zer Judenfeinde fühlen sich in solcher Stimmung offenbar ermutigt, ihren  verkrampften Haß anonym und teilweise öffentlich auszuleben ... Der  Druck zur Klärung von Unrecht und zur Überwindung falscher Bilder  kommt jetzt von außen ... Die damaligen Opfer und ihre noch lebenden  Angehörigen dürfen keinesfalls erneut in die ihnen nicht zukommende  Rolle der Urheber gestoßen werden. Es gehört zu den grundlegenden  Spielregeln einer Demokratie, daß Betroffene und Geschädigte ihre  Rechte einklagen, sich selbst für ihr Ansehen wehren und darin ernstge-  nommen werden.“ Weitgehend im Geiste von „Unrecht und Wahrhaftig-  keit“ äußerten sich von Januar bis März 1997 fast alle kirchlichen Ge-  meinschaften der Schweiz. Die Schwerpunkte der meisten Dokumente  liegen in der Aussage, daß keine Form von Judenfeindschaft, Fremden-  feindschaft oder Rassenfeindschaft mit dem christlichen Glauben verein-  bar ist und daß die Schweiz sich der historischen Wahrheit stellen und sich  entsprechend läutern muß.  Einen noch nachhaltigeren Eindruck als die christlichen Erklärungen  machte das Manifest politischer Linkskreise vom 21. Januar 1997. Bereits  der Untertitel verrät den energischen Ton: „ Wir, die unterzeichnenden  Schweizerinnen und Schweizer, Einwohnerinnen und Einwohner dieses  Landes, fühlen uns von keiner jüdischen Organisation unter Druck ge-  setzt, jedoch vom Verhalten der schweizerischen Banken und des schwei-  zerischen Bundesrates diskreditiert.“ Die Unterzeichner verlangen im  Haupttext eine volle Distanzierung der Regierung von den Aussagen von  Bundesrat Delamuraz. Sie klagen ferner die Banken an, die nach 50 Jahren  seit Kriegsende „immer noch so tun, als ob die Rolle des Finanzplatzes  Schweiz als Helfer und Hehler für die Nazis nicht längst bekannt wäre“.  Dann kommen die Verfasser auf das politische, gesellschaftliche und kul-  turelle Versagen der Schweiz zu sprechen: auf den Judenstempel, der  deutschen Behörden eingeflüstert worden ist, auf Beschönigungen und  Entstellungen der Geschichte seit 1933, auf antisemitische Tendenzen in  der Schweiz und auf die Pflicht zur Zurückgabe von Gestohlenem oder  menschenfeindlich Erwirtschaftetem.  164  FrRu NF 3/1997Dıie damalıgen Opfer und ıhre och ebenden
Angehörıgen dürfen keinesfalls ernNeut In dıe ıhnen nıcht zukommende
Rolle der Urheber gestoßen werden. Es gehört den grundlegenden
Spielregeln e1InNer Demokratıie, da/s Betroffene UuUN Geschädigte ıhre
Rechte einklagen, sıch selbst für ıhr Ansehen wehren UunN darın ernNSige-
NOMMEN werden. CC Weitgehend 1mM Geilste V} „Unrecht und Wahrhaftig-
eıt  c außerten sıch V Januar bıs März 1997 fast alle kirchlichen (6-
meıinschaften der Schweiz. Die Schwerpunkte der meılsten Dokumente
liegen 1n der Aussage, da{fß keıne Form VO Judenteindschaft, Fremden-
feindschaft der Rassenfeindschaft mi1t dem christlichen Glauben vereın-
bar 1sSt und da die Schweiz sıch der hıstorischen Wahrheit stellen und sıch
entsprechend äutern mu{
Eınen och nachhaltıgeren Eindruck als die christlichen Erklärungen
machte das Manıtest politischer Linkskreise VO 21 Januar 1997 Bereıts
der Untertitel verrat den energischen Ton Wırn die unterzeichnenden
Schweizerinnen UunN Schweizer, Einwohnerinnen und FEinwohner dieses
Landes, fühlen AUNLS V“ON beiner jüdischen Organısatıon Druck SC-
‘9 jedoch VDO Verhalten der schweizerıischen Banken UuN des schwei-
zeryıschen Bundesrates diskreditiert.“ Die Unterzeichner verlangen 1m
Haupttext eıne volle Dıiıstanzıerung der Regierung VO den Aussagen VO

Bundesrat Delamuraz. S1e klagen terner die Banken A die ach Jahren
selt Kriegsende „immer och LUN, als ob die Rolle des Finanzplatzes
Schweiz als Helfer UN Hehler für die Nazıs nıcht längst ekannt zudre“.
DDann kommen die Verfasser auf das polıtische, gesellschaftliche und kul-
turelle Versagen der Schweiz sprechen: auf den Judenstempel, der
deutschen Behörden eingeflüstert worden ISt, auf Beschönıigungen und
Entstellungen der Geschichte se1lt 1933 auf antısemıitische Tendenzen 1ın
der Schweiz und auf die Pflicht T7A Zurückgabe VO Gestohlenem der
menschenfteindlich Erwirtschaftetem.
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uch Fınanz- und Wırtschaftsgruppen meldeten sıch Wort recht-
tertigend, Verständnis ringend und alles mMI1t Zahlenmaterial belegend.
7Zwischendurch schrillte die Stimme des amerıkanıschen Senators
D’Amato V1a CN mı1t pauschalen Urteilen 1N dıe Schweiz hineın. Dazu
schrieb Briete den Bundesrat und veranstaltete tejerliche Hearıngs in
New ork Am Maı 71996 unterzeichnete die Schweizerische Bankier-
vereinıgung mi1t jüdıschen Organısatıonen das „Memorandum
of Understandıng“, das die Einsetzung eınes Gold-Geld-Untersuchungs-
ausschusses vorsıieht (sogenannte Volcker-Kommaiuission). Oktober
71996 Im Schweizer Aufßenministerium wurde die Task-Force-Kommis-
S10N Leıtung VO Thomas Borer eingesetzt. S1e soll die Rolle und
Verantwortlichkeit der schweizerischen Behörden VOI, während und ach
dem /weıten Weltkrieg untersuchen. Dezember 1996 Die Schweizer
Regierung die Hıstoriker-Kommiuission. S1e oll (unter Leıtung
VO Jean-Francoıis Bergıer) historische und rechtliche Untersuchungen
ber die Schwei7z ın der Nazızeılt vornehmen. Februar 1997 Die
Schweizer Großbanken beschlossen die Errichtung elines Fonds VO

100 Millionen Franken 1mM Sınne der humanıtären Tradıition der Schwei7z.
März 1997 Bundespräsıident Arnold Koller hielt VOT der Bundesver-

sammlung eine Rede, ın der eıne „Schweizerische Stiftung für Solida-
rıtät“ mıi1t dem Stittungsvermögen VO eLtwa sıeben Milliarden Franken
ankündigte. Mıt ıhr sollte eın Beıtrag ZATIF Linderung schwerer menschli-
cher Not 1m In- und Ausland geleistet werden. Die Geschädigten des Ho
OCAaUSsSt sollen berücksichtigt werden. Dıies hat inzwischen 1e] ZE Beru-
hıgung der internationalen Streitlage beigetragen.

Nur Gericht ber die Vergangenheit®
Wınston Churchiull einmal: „Sitzt die Gegenwart ber die Vergan-
genheit Gericht, A ä8ER verspielt sS1e diıe Zukunft.“ Verdeutlichend
mü{fste heißen: Wenn die Gegenwart die Vergangenheıit 1Ur pauschal
und verständnislos verurteılt, ann verpafst sS1e die Zukunft.? Der unNngE-
heuerlichen Katastrophe des Zweıten Weltkriegs mMI1t seinen Massenmor-
den besonders der Vernichtung VO sechs Millionen Juden mıiı1t seınen
Räubereien, Schiebereien und seınem Heer VO turchtsamen und tfeigen

Vgl (Otto KOpp d.y Von der Vergegnung ZUT Begegnung VONN Judentum und Christentum.
Weg-Skizze wahrer Gemeinschattlichkeit. Civıtas 9/10, Okt 1995 2082210
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Mitmachern W al keıine Instıtution, eın Land, keıine Regierung und keıne
Religion voll gewachsen. Man wiırd 1eSs be1 der Beurteilung der Rolle der
Schweiz 1m Auge behalten mussen. Eınes der ertreulichsten Phänomene
mıtten 1m TIrubel der Anschuldigungen ISt die Haltung un: Ausdrucks-
welse der Schweizer Juden, besonders der leitenden DPersonen: Raolt
Bloch, Michael Kohn, S5121 Feigel, Ernst Ehrlich. S1e unterstutzen
alle Bemühungen, die darauftf gerichtet sind, die geschichtliche Wıahrheit
herauszufinden und die volle Gerechtigkeıit für die Geschädigten und
Vertolgten erreichen. Sıe machen auch unermüdlıic auf den erneut

grassıerenden Antısemitismus/Rassısmus aufmerksam. uch stellen S1e
sıch bereitwillig allen Fragen und Diskussionen. S1e lassen aber nıe eınen
Zweıtel ıhrer Solidarıtät miıt der schuldig gewordenen Schweiz aut-
kommen. Nur Klarheit und effi7z1ente Zeichen der Wiedergutmachung
können die jüdisch-schweizerische Zukunft sichern. Unsere Beobach-
LunNgenN ber die gegenwärtıige Krıse der Schweiz haben u1l$s auch geze1gt,
da{ß$ I1L1Lall den Antısemitismus nıcht mehr exklusıv auf christlich-jüdischer
Ebene bekämpfen annn Schon während des /Zweıten Weltkriegs, und
och mehr heute, 1ST AUS dem alten christlich-jüdischen Feindschaftsge-
flecht eın tachlicher, berufsgebundener, wirtschaftlich motivlerter Antıiıse-
mı1ıtısmus geworden. Er spielt sıch fern VO alten relig1ösen Vorurteilen 1b
und verlagert sıch hın den Machtposıtionen. Wenn eın tinanzıel-
ler Vorteıl der dıie Verteidigung eıner selbstbezogenen wirtschaftlichen
Position erfordert, 21n können Macht- und Geldträger und auch Ver-
teidiger des „Schweıizer Myrthos“ bereıt se1n, Juden preiszugeben, ähnliıch
W1€ S1Ee damals 1n der Nazızeıt en Kırchen un: den aktıven
Christen verbleibt die Pflicht,; den Abtfall VO der christlichen
Ethik, der sıch 1in den säkularen Bereichen der heutigen Welt ze1ıgt, deutlıi-
chen Widerspruch anzumelden. S1e haben diese Pflicht In der Nazızeılt
und danach wen1g wahrgenommen. Schweigen W ar gefahrloser und bıllı-
ger! Im Schatten des Weltkrieges hat die Schweiz Unrecht gefördert.
Nıcht LHAT WCI mordet 1STt schuldıg, sondern auch WEI zuschaut, schweıgt
und Gewınn einheimst. Seinerzeıt hatte schon Heinrich Heıne‘° angesichts
VO menschenverachtenden Geldmanipulationen 1n Frankreıch, die reli-
71ÖSE Frage sarkastısch aufgreiıtend, ausgerufen: „Besteht 1U die heutige
Religion ın der Geldwerdung (sottes der 1in der Gottwerdung des Gel=
des?“

Heıne, Werke 52 vgl FrRu SEA
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